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Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Daniel Föst, Katja Suding, Grigorios Aggelidis, Renata Alt, 
Christine Aschenberg-Dugnus, Nicole Bauer, Jens Beeck, Nicola Beer,  
Dr. Jens Brandenburg (Rhein-Neckar), Britta Katharina Dassler,  
Dr. Marcus Faber, Thomas Hacker, Markus Herbrand, Katja Hessel,  
Reinhard Houben, Ulla Ihnen, Olaf in der Beek, Dr. Christian Jung, Pascal Kober, 
Ulrich Lechte, Oliver Luksic, Till Mansmann, Hagen Reinhold,  
Dr. Wieland Schinnenburg, Matthias Seestern-Pauly, Judith Skudelny,  
Bettina Stark-Watzinger, Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann,  
Benjamin Strasser, Michael Theurer, Dr. Andrew Ullmann, Nicole Westig und der 
Fraktion der FDP 

Wohnen im Alter: Seniorengerechte Wohnumfelder, Maßnahmen auf kommunaler 
Ebene und Stadtentwicklung 

Deutschland steht vor großen Herausforderungen, denn die Bevölkerungsstruktur 
verändert sich. Niedrige Geburtenraten und eine gleichzeitig steigende Lebenser
wartung der Menschen wandeln unsere Gesellschaft. Diese Entwicklung stellt uns 
vor neue Herausforderungen, auch in der Wohnraumversorgung. Es bedarf mehr 
innovativer Konzepte und zukunftsweisender Wohnformen. 
Bis zum Jahr 2030 werden ungefähr 2,9 Millionen altersgerechte Wohnungen be
nötigt (http://dserver.bundestag.btg/btd/19/025/1902590.pdf). Die Politik muss 
deshalb viel stärker als bisher das altersgerechte Wohnen in all seinen Möglich
keiten und Facetten unterstützen und fördern. Im Koalitionsvertrag zwischen 
CDU, CSU und SPD nennen die Regierungsparteien verschiedene Ziele, ohne 
konkrete Maßnahmen zu deren Umsetzung zu formulieren. 
Aufgrund der massiven Veränderung der Altersstruktur in unserer Gesellschaft 
sehen die Fragesteller eine Verantwortung des Bundes, die Kommunen bei der 
Schaffung von altersgerechtem Wohnraum und seniorengerechten Strukturen zu 
unterstützen. 

Wir fragen die Bundesregierung: 
1. Teilt die Bundesregierung die Einschätzung der Fragesteller, dass dem Bund 

eine Verantwortung zur Unterstützung der Kommunen in der Schaffung sol
cher Strukturen zufällt? 
a) Falls ja, wie werden Kommunen von der Bundesregierung dabei unter

stützt, den demografischen Wandel zu bewältigen? 
b) Falls nein, warum hält die Bundesregierung dies nicht für notwendig? 
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2. Welche konkreten Maßnahmen zur Anpassung der Infrastruktur, Stadtpla

nung, Mobilität an die sich verändernden Bedürfnisse einer alternden Gesell
schaft werden von der Bundesregierung gefördert, und wie ist die Förderung 
ausgestaltet? 

3. Welche Konzepte unterstützt die Bundesregierung, damit in den Kommunen 
die Innenstädte für alle Altersschichten attraktiv bleiben? 

4. Inwiefern ist die Alters-Gentrifizierung in urbanen und ländlichen Räumen 
problematisch? 

5. Kennt die Bundesregierung Studien oder Gutachten zum Umfang und den 
Auswirkungen der Alters-Gentrifizierung in Deutschland? 
Falls ja, um welche Studien oder Gutachten handelt es sich, und zu welchen 
Kernaussagen kommen diese Untersuchungen? 

6. Wie kann nach Auffassung der Bundesregierung im Wohnungsbau und in 
der Stadtentwicklung einer Alters-Gentrifizierung entgegengewirkt werden? 

7. Wie definiert die Bundesregierung den Begriff „seniorengerechtes Wohnum
feld“, und welche Teilbereiche umfasst dieser Begriff? 

8. Wie will die Bundesregierung seniorengerechte Wohnumfelder fördern 
(bitte zwischen Maßnahmen im öffentlichen Raum und im privaten Woh
numfeld differenzieren)? 

9. Welche Institutionen und mit welchen Mitteln fördert die Bundesregierung 
den Aufbau sogenannter Beratungs-, Bildungs- und Unterstützerangebote für 
altersgerechtes Wohnen? 

10. Wie findet die Unterstützung von Seiten der Bundesregierung beim Ausbau 
unterschiedlicher Wohnformen statt, um den vielfältigen Bedürfnissen und 
Wünschen älterer Menschen gerecht zu werden und die Selbstbestimmung 
im Alter zu ermöglichen? 

11. Wie und in welcher finanziellen Höhe wird das Programm „Demografie
werkstatt Kommune“ ausgebaut? 

12. Wie will die Bundesregierung Seniorengenossenschaften stärken und för
dern? 

13. Falls die Bundesregierung keine Stärkung und Unterstützung von Senioren
genossenschaften plant, warum nicht? 

14. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung in der Stadtentwicklung, 
auf altersgerechten Wohnraum und seniorengerechte Strukturen einzuwir
ken? 

15. Welche Best-Practice-Modelle aus anderen Staaten sind nach Meinung der 
Bundesregierung für die Bundesrepublik Deutschland umsetzbar (bitte be
nennen und Hürden bei der Umsetzung darstellen)? 

16. Falls der Bundesregierung keine Modellprojekte bekannt sind, plant die Bun
desregierung eine dahingehende Studie? 
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17. Plant die Bundesregierung Maßnahmen oder Projekte, die sich mit senioren

gerechtem Wohnumfeld beschäftigen? 
a) Falls ja, welche, und wo? 

Wann werden diese der Öffentlichkeit präsentiert? 
b) Falls nein, warum nicht? 

Berlin, den 7. November 2018 

Christian Lindner und Fraktion
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